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Fortschritte gibt es auch im Be-
reich der Arbeitsförderung?

Hier hatten Arbeitssuchende oft auf
Teilnahmerechte an Maßnahmen und
Kostenübernahme dafür geklagt. Auch
das hat sich mit der Entwicklung am
Arbeitsmarkt verbessert. Hinzu
kommt, dass es gerade in Thüringen in
Sachen Arbeitsförderung neue erfolg-
versprechende Ansätze gibt. Das hilft
vor allem  jenen, die aus der Langzeit-
arbeitslosigkeit nicht herauskommen.
Die Programme zur öffentlich geförder-
ten Beschäftigung wurden verstärkt.
Statt Arbeitslosigkeit zu bezahlen, gilt

Multimediales zur
Weimarer Republik

ne spezielleren Auswertungen ge-
macht. Das muss geändert werden,
dafür werde ich mich einsetzen. Das
betrifft auch die lange Wartezeit auf
Urteile bei den Hartz-IV-Klagen. Beson-
ders problematisch bei den Eilverfah-
ren, obwohl es hier um noch drängen-
dere Probleme der Existenzsicherung
wie drohende Obdachlosigkeit geht.
Allerdings hat der Justizminister in Be-
antwortung der Anfrage auch angekün-
digt, dass die Landesregierung dafür
Sorge trage, „dass geeignete personel-
le und sachliche Rahmenbedingungen
bestehen, um anhängige Verfahren zü-
gig erledigen zu können“.

In Gotha waren in der Nacht zum
Ostermontag Fenster der Abgeord-
netenbüros der LINKEN und der
SPD eingeschlagen worden. Dazu
die Landtagsabgeordnete Dr. Jo-
hanna Scheringer-Wright. „Es war
genau das Fenster mit unseren
Aushängen und Plakaten betrof-
fen. Wir gehen davon aus, dass die
Beschädigungen politisch moti-
viert sind und zwar von rechts.“
Denn seit längerem seien in Gotha
Neofaschisten und Rechte aktiv
und bedrohten Menschen und Ein-
richtungen aus dem linken Umfeld.
So habe es erst im März einen An-
schlag auf das Jugendzentrum Ju-
wel e.V. gegeben. „Und es gibt in
Gotha Plätze, an denen bekannte
Linke von rechtsgesinnten Leuten
gezielt angepöbelt und so unter
Druck gesetzt werden. Von sol-
chen Straftaten lassen wir uns
nicht beeindrucken – wir bleiben
aktiv für Antifaschismus, Frieden
und Freiheit.“

Zudem hatten zwischen dem 21.
und 22. April Unbekannte ver-
sucht, die Scheiben des Wahlkreis-
büros des LINKE-Landtagsabge-
ordneten Steffen Harzer in Meinin-
gen einzuschlagen. Bewusst wurde
das Fenster ausgesucht, in dem
das Porträt des Abgeordneten zu
sehen ist. Er erklärte: „Ich lasse
mich nicht einschüchtern und blei-
be bei meiner Maxime: Geradlinig,
kritisch, zuverlässig“, dem Schrift-
zug auf dem Personenplakat hinter
der eingeschlagenen Scheibe.     

Wahlkreisbüros
erneut angegriffen
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Beim Pressegespräch (v.l.): Katja Seiler, Kopofor, MdL Ina Leukefeld und Presse-
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Etwa jede zweite Klage vor den
Sozialgerichten in Altenburg, Gotha,
Meiningen und Nordhausen wird
von Hartz-IV-Empfängern erhoben.
Die Sprecherin für Arbeitsmarktpo-
litik der Linksfraktion, Ina Leuke-
feld, wollte es genauer wissen und
hatte eine Kleine Anfrage zu den
SGB-II-Klagen an den Thüringer So-
zialgerichten an die Landesregie-
rung gerichtet. 

Nachdem die Antwort gekommen
war fand am 20. April in der Landtags-
fraktion ein Pressegespräch mit der
Abgeordneten sowie der Geschäftsfüh-
rerin des Kommunalpolitischen Fo-
rums Thüringen e.V., Katja Seiler, die
sich auch im Bündnis SozialTransFair
engagiert, statt. Ina Leukefeld betonte,
dass zwar die Anzahl der neuen Verfah-
ren bei den Thüringer Sozialgerichten
im vergangenen Jahr rückläufig war
(11.817 Verfahren und damit 7,1 Pro-
zent weniger als im Jahr 2015), aber
noch immer beträfen 43,4 Prozent al-
ler Streitfälle die Umsetzung des SGB II
und häufig geht es dabei um die Ko-
sten der Unterkunft. Bedenklich sei
auch, dass es bei den Hartz-IV-Klagen
trotz deutlicher Personalaufstockun-
gen mitunter zwei Jahre bis zu einem
Urteil dauert. „Für die Betroffenen eine
unhaltbare Situation, denn es geht hier
meist um existenzielle Probleme.“ 

Hinzu komme die differenzierte La-
ge. So hätten sich die Zahlen am Sozi-
algericht Meiningen kaum verändert,
obwohl es in Süd- und Westthüringen
keine regional schlechtere Entwicklung
auf dem Arbeitsmarkt gebe. Die Abge-
ordnete kündigte an, diese Problema-
tik bei einem Vor-Ort-Besuch gemein-
sam mit der Justizpolitikerin der Frakti-
on, Dr. Iris Martin-Gehl, näher beleuch-
ten zu wollen. Die Wohnungspolitik
und der Umgang mit den Richtlinien für
die Kosten der Unterkunft, die jeder
Landkreis und jede kreisfreie Stadt für
sich bestimmt, stehen auch im Fokus
von Veranstaltungen des Kommunal-
politischen Forums. Katja Seiler be-
zeichnete es als eine Kernfrage, dass
in den Ballungsgebieten ausreichend
Wohnraum zur Verfügung stehen müs-
se – bezahlbar und barrierefrei. In die-
ser Hinsicht müssten auch die Woh-
nungsgesellschaften gestärkt werden.

NACHGEFRAGT 
bei MdL Ina Leukefeld

Inwiefern sind Statistiken zum
Sozialbereich häufig mangelhaft?

Hier findet nur in seltenen Fällen ei-
ne sach- bzw. themenbezogene Aus-
wertung statt. Die ist aber wichtig, um
die notwendigen politischen Schluss-
folgerungen für Verbesserungsmaß-
nahmen zu ziehen. Was die Wider-
spruchsverfahren, z.B. bezogen auf die
oft umstrittenen Themenbereiche Ko-
sten der Unterkunft, Mehrbedarfe, An-
rechnung von Einkommen und Vermö-
gen, Sanktionen und Leistungskürzun-
gen betrifft, werden grundsätzlich kei-

Noch bis zum 19. Mai kann im
Zwischengang des Thüringer Land-
tags die Wanderausstellung des
Vereins Weimarer Republik e.V.
„Die Weimarer Republik - Deutsch-
lands erste DEMOKRATIE“ besich-
tigt werden. Die multimediale
Schau tourt bis Herbst 2018 durch
deutsche Städte und stellt mit mo-
dernster Technik - Kino-Würfeln und
Medienstationen - spannende Ge-
schichte kurzweilig dar.        

Welche Gründe hat es, dass die
Zahl der Hartz-IV-Klagen rückläufig
ist?

Die Situation in der Wirtschaft und
auf dem Arbeitsmarkt entwickelt sich
recht positiv, damit sinken die Arbeits-
losenzahlen und auch die Zahlen der
SGB-II-Verfahren. Die regional unter-
schiedliche Lage spiegelt sich auch in
regional unterschiedlichen Verfahrens-
zahlen wider. 

So hat sich am  Sozialgericht Nord-
hausen der Verfahrensstand um 1000
auf circa die Hälfte der Verfahren von
2014 halbiert  Die hohe Anzahl der
Verfahren beim Sozialgericht  Gotha ist
auch der Tatsache geschuldet, dass Er-
furt zu diesem Gerichtsbezirk gehört,
die Zahl der SGB-II-Klagen ist hier aber
auch um die Hälfte rückläufig. Ausnah-
men von dieser Entwicklung bilden die
Sozialgerichte Meiningen und Alten-
burg.

Die Verfahrenszahlen sagen immer
auch etwas über die Qualität der An-
trags- und Widerspruchsbearbeitung
aus. Nach zunächst erheblichen Pro-
blemen bei den Jobcentern haben die
Behörden auf die Kritik von Sozialver-
bänden und auch der LINKEN  reagiert
und bieten verstärkt Fort- und Weiter-
bildungen für die Mitarbeiter an. Daran
muss festgehalten werden. Zudem ha-
ben Änderungen in der Verwaltungs-
praxis, wie die Ausstellung von Be-
scheiden über eine längere Dauer, zu
einem spürbaren Rückgang von Wider-
sprüchen und Klagen geführt.

es, alle Möglichkeiten auszuschöpfen,
um Menschen in sinnvolle, sozialversi-
cherungspflichtige Arbeit zu bringen.
Hier wünschte ich mir auch mit Unter-
stützung des Bundes noch deutlichere
Fortschritte. Wir haben in Thüringen in
Zusammenarbeit mit der Landesar-
beitsagentur und engagierten Landrä-
tinnen – Petra Enders (Ilmkreis) und
Michaele Sojka (Altenburger Land) - er-
ste gute Beispiele auf den Weg ge-
bracht.

Noch ein Wort bitte zur Problema-
tik der Kosten der Unterkunft. 

Der Landesregierung, insbesondere
dem Sozialministerium und dem Justiz-
ministerium, ist es wichtig, die noch
aus CDU-Zeiten bestehenden regiona-
len und ungerechten Unterschiede in
der Handhabung der Leistungen für die
Kosten der Unterkunft zu beseitigen.
Wenn es um angemessenen Wohn-
raum geht, darf es keine Rolle spielen,
ob jemand in Nordhausen oder in Hild-
burghausen lebt. Mit Blick auf den wei-
teren deutlichen Reformbedarf im SGB
II wird sich die LINKE-Fraktion in der
Koalition dafür einsetzen, dass Rot-
Rot-Grün seine bundespolitischen Ge-
staltungsmöglichkeiten entsprechend
nutzt. Zu möglichen bzw. notwendigen
Reformpunkten gehört auch die Aus-
gestaltung der Regelsätze, die laut Un-
tersuchungen der Sozialverbände im-
mer noch nicht den Vorgaben des Re-
gelsatz-Urteils des Bundesverfas-
sungsgerichts entspricht.                    


